
 
Stadt Troisdorf        01.02.2024 
 
 
An alle  
Mitglieder des 
 
Ausschusses für Stadtentwicklung und Denkmalschutz 
 
nachrichtlich 
an alle Stadtverordneten 
 

 

Nachtrag zur 

Einladung zur Sitzung des     NR. 2024/1 

Ausschusses für Stadtentwicklung und Denkmalschutz 

 

 
Sitzungstermin Donnerstag, 01.02.2024, 18:00 Uhr 
Sitzungsort Sitzungssaal A, EG 

Kölner Straße 176 
53840 Troisdorf 

 
 
 

Mit der Bitte um Berücksichtigung folgender Nachträge für die Tagesordnung: 
 
I. Öffentlicher Teil  
   
6 Flächennutzungsplan der Stadt Troisdorf, 3. Änderung, Stadtteil 

Troisdorf-Altenrath, Bereich nördlich Alte Kölner Straße (Neubau 
Mehrzweckhalle - Parallelverfahren mit Aufstellung des 
Bebauungsplanes A 196, Blatt 1b) 
hier: Umweltbericht 

2023/0857 

   
14 Flächen für Schrebergärten/Kleingartenvereine 

hier: Mitteilungsvorlage 
2022/0329/2 

   
 
 
 

 
Im Auftrag 
 
 
Sara Sanna  
Schriftführung 
 
 



 

Städtebauliche Begründung 

Flächennutzungsplan der Stadt Troisdorf,  
3. Änderung, Stadtteil Troisdorf-Altenrath 

Teil B - Umweltbericht  

Stadtteil Troisdorf-Altenrath, 

Bereich nordöstlich Alte Kölner Straße 

Neubau Mehrzweckhalle  

Entwurf, Stand: 24.01.2024 

TOP-Nr.: Ö  6TOP-Nr.: Ö  6
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3. Änd. FNP, Teil B - Umweltbericht 
Entwurf (Stand: 24.01.2024) 

Umweltbericht gem. § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB  

Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a BauGB wird gem. 
§ 2 BauGB im Bauleitplanverfahren eine Umweltprüfung durchgeführt, in der die vo-
raussichtlichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrie-
ben und bewertet werden. Das Ergebnis der Umweltprüfung ist in der Abwägung zu 
berücksichtigen. 

1 Einleitung 

Der Flächennutzungsplan wird in der 3. Änderung parallel mit dem Bebauungsplan A 
196, Bl. 1b aufgestellt, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Bau einer 
Mehrzweckhalle am Ortsrand von Altenrath zu schaffen, weil die bisherige Darstellung 
der dafür dargestellten Fläche für Gemeinbedarf des Flächennutzungsplans (2016) 
nicht ausreichend ist.  

Zu diesem Zweck wird die bisher dargestellte Fläche für Gemeinbedarf zulasten von 
öffentlicher Grünfläche vergrößert. Gleichzeitig wird in der bisher dargestellten öffent-
lichen Grünfläche auch Ausgleichsfläche festgesetzt, in der die Eingriffe in die Bio-
topfunktion zukünftig teilweise ausgeglichen werden.  

1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der Ziele der Planung, Beschreibung der 
Festsetzungen des Planes mit Angaben über Standorte, Art und Umfang 
sowie Bedarf an Grund und Boden der geplanten Vorhaben 

Die Ziele des Bebauungsplans sind im Teil A der Begründung wie folgt angegeben: 

Der wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Troisdorf stellt bereits im Bereich Alte 
Kölner Straße/Heidegraben eine ca. 8800m² große Fläche für den Gemeinbedarf (Feu-
erwehr, Kulturellen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen) dar. Der nördlich 
davon gelegene Teil ist als Grünfläche Parkanlage dargestellt.  
 
In der 3. Änderung des Flächennutzungsplans (und im Bebauungsplan A196, Blatt 1b) 
sollen jetzt eine größere Gemeinbedarfsfläche (kulturellen Zwecken/ sozialen Zwe-
cken/ sportlichen Zwecken dienende Gebäude und Einrichtungen) mit größerer über-
baubarer Fläche, die die Stellung der Halle offenlässt und ausreichend Flexibilität für 
die Hochbauplanung bietet, sowie die Erschließung dazu planungsrechtlich geregelt 
werden. Im Flächennutzungsplan soll die Gemeinbedarfsfläche dazu in nordwestlicher 
Richtung in dem Umfang erweitert werden, wie sie auch im Bebauungsplan A196, Blatt 
1b abgegrenzt wird. 

Es wird innerhalb der Fläche für Gemeinbedarf mit einem Versiegelungsgrad von rd. 
60% gerechnet. 
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Tabelle: Flächenbilanz FNP (2016) - FNP 3. Änd.  

 

1.2 Darstellung der in einschlägigen Fachgesetzen und Fachplänen festgeleg-
ten Ziele des Umweltschutzes und der Art, wie diese Ziele und die Umwelt-
belange berücksichtigt wurden 

Für die Planaufstellung relevante Umweltschutzziele und umweltrelevante Daten fin-
den sich in den folgenden Fachgesetzen.  

Schutzgut Gesetz / Verordnung / 
Richtlinie 

Ziele 

Mensch und 
seine Gesund-
heit 

  

Lärm 

Altlasten  

Gefahrenschutz 

(elektromagne-
tisch. Strahlung,  

Kampfmittelräum- 

Dienst) 

 

 

 

 

 

 

 

Baugesetzbuch (BauGB) 

§1 Abs. 6 Nr. 7c  

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind insbesondere die 
Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege, insbesondere die umweltbezo-
genen Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesund-
heit sowie die Bevölkerung insgesamt zu berücksichtigen. 
 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 

§ 1 

Für das Leben und die Gesundheit des Menschen, auch in 
Verantwortung für seine künftigen Generationen, müssen Na-
tur und Landschaft dauerhaft geschützt werden. 
 

Bundesimmissionsschutz-
gesetz(BImSchG) 

§1 
§ 22 Abs. 1 
§50 

inkl. Verordnungen 

Schutz des Menschen, der Pflanzen und Tiere, des Bodens, 
des Wassers, der Atmosphäre sowie der Kultur- und Sachgü-
tern vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Immissionen) so-
wie Vorbeugen hinsichtlich des Entstehens von Immissionen 
(Gefahren, erhebliche Nachteile und Belästigungen durch Luft-
verunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, 
Wärme, Strahlen, Schadstoffe und ähnlichen Erscheinungen) 

TA-Lärm 

DIN 4109 

DIN 45691, 16. BImSchV, 

18. BImSchV  

Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen durch Geräusche sowie deren Vor-
sorge. 

Schutz vor einwirkendenden Lärmimmissionen aus dem öf-
fentlichen Straßen-, und Freizeitlärm und sonstigen Lärmquel-
len auf die zukünftige Nutzung (Wohnbaugebiet) . 

Differenz

Anteil in % ha Anteil  in %

Fläche für Gemeinbedarf 0,88 27 0,78 1,67 52

Grünfläche, davon 2,34 73 1,56 48

Parkanlage 2,34 -1,43 0,91

Flächen für Maßnahmen 0,00 0,65 0,65

Summe 3,22 100 3,22 100

Nutzungsart

Fläche in ha

FNP(2016) FNP 3. Änd.

Fläche in ha
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DIN 18005 Als Voraussetzung für gesunde Lebensverhältnisse für die Be-
völkerung ist eine ausreichender Schallschutz notwendig, des-
sen Verringerung insbesondere am Entstehungsort, aber auch 
durch städtebauliche Maßnahmen in Form von Lärmvorsorge 
und -minderung bewirkt werden soll. 

VDI-Richtlinien VDI-Richtlinien 2714 (Schallausbreitung im Freien) und 2571 
(Schallabstrahlung von Sport- und Freizeitlärm) 

Boden, Fläche Bundesbodenschutzgesetz 
(BBodSchG) 

§1 

inkl. Verordnungen 

 

Bundesnaturschutzgesetz 
NRW  
(BNatSchG) 
 
§ 1 Abs. 3 Nr. 2 
 
 
§ 1 Abs. 5 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landesbodenschutzgesetz  
(LBodSchG NRW) 
 
§ 1 Abs. 1 
 
 
 
 
Baugesetzbuch  
(BauGB) 
§ 1a Abs. 2 
 
 
 
 
 
 
 
 
Gesetz zur Umweltverträg-
lichkeitsprüfung  
(UVPG) 
§ 3 
 

 

Zweck dieses Gesetzes ist es, nachhaltig die Funktionen des 
Bodens zu sichern oder wiederherzustellen. Hierzu sind 
schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden und 
Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreini-
gungen zu sanieren und Vorsorge gegen nachteilige Einwir-
kungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den 
Boden sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktio-
nen sowie seiner Funktion als Archiv der Natur- und Kulturge-
schichte so weit wie möglich vermieden werden 

Zur dauerhaften Sicherung der Leistungs-und Funktionsfähig-
keit des Naturhaushalts sind insbesondere Böden so zu erhal-
ten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfüllen können; 
nicht mehr genutzte versiegelte Flächen sind zu renaturieren, 
oder, soweit eine Entsiegelung nicht möglich oder nicht zumut-
bar ist, der natürlichen Entwicklung zu überlassen. 
 
Großflächige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsräume 
sind vor weiterer Zerschneidung zu bewahren. Die erneute In-
anspruchnahme bereits bebauter Flächen sowie die Bebau-
ung unbebauter Flächen im beplanten und unbeplanten Innen-
bereich, soweit sie nicht als Grünfläche oder als anderer Frei-
raum für die Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege vorgesehen oder erforderlich sind, hat 
Vorrang vor der Inanspruchnahme von Freiflächen im Außen-
bereich. 
 
Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegan-
gen werden, dabei sind Bodenversiegelungen auf das notwen-
dige Maß zu begrenzen. Böden, welche die Bodenfunktionen 
nach § 2 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 des Bundesbodenschutzgeset-
zes im besonderen Maße erfüllen (§ 12 Abs. 8 Satz 1 Bundes-
bodenschutz-und -Altlastenverordnung), sind besonders zu 
schützen.  
 
Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegan-
gen werden; dabei sind zur Verringerung der zusätzlichen In-
anspruchnahme von Flächen für bauliche Nutzungen die Mög-
lichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch 
Wiedernutzbarmachung von Flächen, Nachverdichtung und 
anderen Maßnahmen zur Innenentwicklung zu nutzen sowie 
Bodenversiegelungen auf das notwendige Maß zu begrenzen. 
Landwirtschaftlich, als Wald oder für Wohnzwecke genutzte 
Flächen sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt wer-
den.  
 
Umweltprüfungen umfassen die Ermittlung, Beschreibung und 
Bewertung der erheblichen Auswirkungen eines Vorhabens o-
der eines Plans oder Programms auf die Schutzgüter. Sie die-
nen einer wirksamen Umweltvorsorge nach Maßgabe der gel-
tenden Gesetze und werden nach einheitlichen Grundsätzen 
sowie unter Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt. 
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Flora und Fauna, 
biologische Viel-
falt 

Bundesnaturschutzgesetz   
(BNatSchG)  

 
§ 1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
§ 44 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Landschaftsgesetz Nord-
rhein-Westfalen 
(LNatSchG NRW) 
 
§ 1  
 
 
 
 
Baugesetzbuch 
(BauGB) 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7 
 
 
 
 
§ 1a Abs. 3 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes und 
als Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch 
in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedel-
ten und unbesiedelten Bereich nach Maßgabe der nachfolgen-
den Absätze so zu schützen, dass  
• die biologische Vielfalt,  
• die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 
einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltigen 
Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie  
• die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert 
von Natur und Landschaft  
auf Dauer gesichert sind; der Schutz umfasst auch die Pflege, 
die Entwicklung und, soweit erforderlich, die Wiederherstel-
lung von Natur und Landschaft (allgemeiner Grundsatz). 

Es ist verboten: 
• wildlebenden Tieren der besonders geschützten Arten nach-
zustellen, sie zu fangen, zu verletzen oder zu töten oder ihre 
Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschä-
digen oder zu zerstören,  
• wildlebende Tiere der streng geschützten Arten und der eu-
ropäischen Vogelarten während der Fortpflanzungs-, Auf-
zucht-, Mauser-, Überwinterungs- und Wanderungszeiten er-
heblich zu stören; eine erhebliche Störung liegt vor, wenn sich 
durch die Störung der Erhaltungszustand der lokalen Popula-
tion einer Art verschlechtert,  
• Fortpflanzungs- oder Ruhestätten der wild lebenden Tiere 
der besonders geschützten Arten aus der Natur zu entneh-
men, zu beschädigen oder zu zerstören,  
• wildlebende Pflanzen oder besonders geschützten Arten o-
der ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, sie 
oder ihre Standorte zu beschädigen oder zu zerstören (Zu-
griffsverbote). 
 

 

In diesem Gesetz werden Regelungen getroffen, die das Bun-
desnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), 
das zuletzt durch Artikel 421 der Verordnung vom 31. August 
2015 (BGBl. I S. 1474) geändert worden ist, ergänzen, neben 
dem Bundesnaturschutzgesetz gelten oder von diesem im 
Sinne von Artikel 72 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 des Grundge-
setzes abweichen. 
 
 
Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind insbesondere die Be-
lange des Umweltschutzes einschl. des Naturschutzes und 
der Landschaftspflege, insbesondere die Auswirkungen auf 
Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wir-
kungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die bi-
ologische Vielfalt sowie 

die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leis-
tungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts in seinen in 
§ 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bezeichneten Bestand-
teilen (Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) 
sind in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 zu berücksichtigen. 
Der Ausgleich erfolgt durch geeignete Darstellungen und Fest-
setzungen nach den §§ 5 und 9 als Flächen oder Maßnahmen 
zum Ausgleich. 



Seite 6  

3. Änd. FNP, Teil B - Umweltbericht 
Entwurf (Stand: 24.01.2024) 

 
Bundesimmissionsschutzge-
setz (BImSchG) 
§ 1 Abs. 1 
 
 
 
 
Gesetz zur Umweltverträg-
lichkeitsprüfung  
(UVPG) 
§ 2 Abs. 2 
 
 
§ 3 
 
 
 
 
 
 
 
Nationale Strategie zur biolo-
gischen Vielfalt 
 

 

Zweck dieses Gesetzes ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, 
den Boden, das Wasser, die Atmosphäre sowie Kultur und 
sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu 
schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkun-
gen vorzubeugen. 
 
 
Umweltauswirkungen im Sinne dieses Gesetzes sind unmittel-
bare und mittelbare Auswirkungen eines Vorhabens oder der 
Durchführung eines Plans oder Programms auf die Schutzgü-
ter. Dies schließt auch solche Auswirkungen des Vorhabens 
ein. 
 
Umweltprüfungen umfassen die Ermittlung, Beschreibung und 
Bewertung der erheblichen Auswirkungen eines Vorhabens o-
der eines Plans oder Programms auf die Schutzgüter. Sie die-
nen einer wirksamen Umweltvorsorge nach Maßgabe der gel-
tenden Gesetze und werden nach einheitlichen Grundsätzen 
sowie unter Beteiligung der Öffentlichkeit durchgeführt. 
 
Die biologische Vielfalt beinhaltet auch die innerartliche gene-
tische Vielfalt sowie die Lebensräume der Organismen und die 
Ökosysteme. "Erhaltung der biologischen Vielfalt" umfasst den 
"Schutz" und die "nachhaltige Nutzung“. Basis des Überein-
kommens über die biologische Vielfalt, und damit auch der 
vorliegenden nationalen Strategie, ist es, Schutz und Nutzung 
der Biodiversität stets aus ökologischer, ökonomischer und so-
zialer Sicht zu betrachten. 
 
  

 

Natura 2000 Ge-
biete 

 

FFH-Richtlinie 
(Richtlinie 92/43EWG des 
Rates vom 21.Mai 1992) 

 
 
Vogelschutzrichtlinie 
(Richtlinie 2009/147/EG des 
Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 30. No-
vember 2009) 

Ziel ist es, zur Sicherung der Artenvielfalt durch die Erhaltung 
der natürlichen Lebensräume sowie der wildlebenden Tiere 
und Pflanzen im europäischen Gebiet der Mitgliedstaaten, für 
das der Vertrag Geltung hat, beizutragen. 
 

Die Vogelschutzrichtlinie untersagt das absichtliche Töten und 
Fangen der Vögel, das absichtliche Zerstören bzw. Beschädi-
gen von Nestern und Eiern sowie die Entfernung von Nestern, 
das Sammeln und den Besitz von Eiern sowie absichtliche 
gravierende Störungen, vor allem zur Brutzeit. 
 

Wasser Wasserhaushaltsgesetz 
(WHG) 
§ 1 
 
 
 
 
§ 3 
 
 
 
 
 
 
Landeswassergesetz (LG 
NW), § 44  

Zweck dieses Gesetzes ist es, durch eine nachhaltige Gewäs-

serbewirtschaftung die Gewässer als Bestandteil des Natur-

haushaltes, als Lebensgrundlage des Menschen, als Lebens-

raum für Tiere und Pflanzen sowie als nutzbares Gut zu schüt-

zen. 

 

Dieses Gesetz gilt für folgende Gewässer: 

1. oberirdische Gewässer, 

2.Küstengewässer, 

3. Grundwasser. 

Es gilt auch für Teile dieser Gewässer. 

Beseitigung von Niederschlagswasser – Versickerungsgebot 
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Luft, Klima Baugesetzbuch (BauGB) 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7a, 7h 
§ 1 Abs. 5 
 
 
 
 
 
 
 
 
Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) 
§ 1 Abs. 3 Nr. 4 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Landschaftsgesetz Nord-
rhein-Westfalen (LGNW) 

§ 1a Satz 5 BauGB, Klima-
schutzgesetz NRW 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die Belange des 
Umweltschutzes, einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, insbesondere die Auswirkungen auf Luft 
zu berücksichtigen; Erhaltung der bestmöglichen Luftqualität. 
Die Bauleitpläne sollen dazu beitragen, eine menschenwür-
dige Umwelt zu sichern, die natürlichen Lebensgrundlagen zu 
schützen und zu entwickeln sowie den Klima-schutz und die 
Klimaanpassung, insbesondere auch in der Stadtentwicklung, 
zu fördern 
 
 
Schutz. Pflege und Entwicklung von Natur und Landschaft zur 
Sicherung der Leistungsfähigkeit des Naturhaushaltes (und 
damit auch der klimatischen Verhältnisse) als Lebensgrund-
lage des Menschen und als Grundlage für seine Erholung 

Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bodens, 
des Wassers, der Atmosphäre sowie der Kultur- und Sachgü-
ter vor schädlichen Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie 
Vorbeugen hinsichtlich des Entstehens von Immissionen (Ge-
fahren, erhebliche Nachteile und Belästigungen durch Luftver-
unreinigungen, Geräusche, Erschütterungen, Licht, Wärme, 
Strahlen und ähnlichen Erscheinungen). 

 

Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädli-
chen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen sowie 
deren Vorsorge zur Erzielung eines hohen Schutzniveaus für 
die gesamte Umwelt. 

Landschaft – 

Landschaftsbild / 
Ortsbild 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Bundesnaturschutzgesetz 
(BnatSchG) 
§1 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Baugesetzbuch 
(BauGB) 
§ 1 Abs 6 Nr. 7a 
 

Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes 
und als Lebensgrundlage des Menschen auch in Verantwor-
tung für die künftigen Generationen zu schützen, zu pflegen 
und zu entwickeln und ggf. wiederherzustellen, zur dauerhaf-
ten Sicherung der Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie des 
Erholungswertes von Natur und Landschaft. Die charakteris-
tischen Strukturen und Elemente einer Landschaft sind zu er-
halten oder zu entwickeln. 

 

 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind insbesondere die 
Belange des Umweltschutzes, einschließlich des Naturschut-
zes und der Landschaftspflege, insbesondere die Auswirkun-
gen auf die Landschaft zu berücksichtigen. 

 
Kultur- u. Sach-
güter 

Baugesetzbuch 
(BauGB) 
§ 1 Abs. 6 Nr. 7a 

 
 
 
Denkmalschutzgesetz NRW  
(DSchG NRW) 

Berücksichtigung der Belange der Belange der Baukultur, des 
Denkmalschutzes und der Denkmalpflege bei der Aufstellung 
der Bauleitpläne, insbesondere auch die Sicherung erhaltens-
werter Ortsteile, Straßen und Plätzen von geschichtlicher und 
künstlerischer Bedeutung sowie die Gestaltung des Orts- und 
Landschaftsbildes 

Denkmäler sind zu schützen, zu pflegen, sinnvoll zu nutzen 
und wissenschaftlich zu erforschen. Sie sollen der Öffentlich-
keit im Rahmen des Zumutbaren zugänglich gemacht werden. 
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2 Beschreibung und Bewertung der in der Umweltprüfung ermit-
telten Umweltauswirkungen und verwendeten technischen Ver-
fahren 

Zu der 3. Planänderung des FNP und dem Bebauungsplan A 196, Bl.1b wurden ver-
schiedene Gutachten und Fachbeiträge erstellt, die als Anlage zur Begründung der 3. 
Änd. des FNP beigefügt sind. In den folgenden Punkten wird auf die jeweiligen Gut-
achten verwiesen. 

2.1 Bestandsaufnahme der einschlägigen Aspekte des derzeitigen Umweltzu-
stands einschließlich der Umweltmerkmale der Gebiete, die voraussicht-
lich erheblich beeinflusst werden 

Das Gebiet der 3. FNP Änderung, bzw. Plangebiet des A 196, Bl. 1b befindet sich am 
südlichen Ortsrand des Stadtteils Altenrath. Es wird im Norden und Osten von Wohn-
bauflächen am Rübkamp und am Heidegraben begrenzt. Im Südwesten wird das Ge-
biet von der Alten Kölner Straße (L84) begrenzt und im Nordwesten mit der ehemali-
gen Grube Versöhnung. 

Das Plangebiet umfasst 3,22 ha. Davon sind im wirksamen FNP (2016) 0,88ha als 
Fläche für Gemeinbedarf dargestellt und 2,34ha als öffentliche Grünfläche. Außerhalb 
des Änderungsbereichs stellt der geltende Flächennutzungsplan die Alte Kölner 
Straße parzellenunscharf als Verkehrsfläche dar. Innerhalb der dargestellten Fläche 
für Gemeinbedarf befindet sich das Feuerwehrgerätehaus der Löschgruppe Altenrath. 

Da die Umwelt nicht als Ganzes erfasst und bewertet werden kann, werden im Folgen-
den die einzelnen Schutzgüter in ihrem Bestand und ihren Funktionen beschrieben. 
Auf die im Untersuchungsgebiet relevanten Wechselwirkungen zwischen den Schutz-
gütern wird, sofern vorhanden, in den jeweiligen Punkten hingewiesen. 

2.1.1 Schutzgut Mensch 

Der Mensch wird hier mit seinen Bedürfnissen nach Wohnen und Erholung betrachtet. 
Die Freiheit von Geräuschen, bzw. die Lärmbelastung ist dabei mit maßgeblich für die 
Eignung der Fläche. 

Als zurzeit landwirtschaftliche Fläche, hier Grünlandnutzung ist der Änderungsbereich 
nicht unmittelbar für die Erholung nutzbar. Parallel zur L 84, alte Kölner Straße verläuft 
ein Reitweg. Von Nordwesten kommend, schwenkt außerhalb der nordwestlichen 
Grenze des Plangebietes ein Wanderweg in Richtung Nordosten, hier in den Ortskern 
von Altenrath. Soweit zugänglich, werden in der Grünlandfläche Hunde freilaufen ge-
lassen. 

Das Gebiet ist durch Flugverkehr belastet. Es liegt weitgehend in den Lärmschutzzo-
nen des Köln-Bonner Flughafens (Verordnung über die Festsetzung des Lärmschutz-
bereiches für den Verkehrsflughafen Köln/Bonn vom 01.12.1975) in denen der Wert 
nachts mit „LNIGHT 50“ und tagsüber mit „LDEN 55“ überschritten wird und damit für 
die weitere Wohnbaunutzung nicht geeignet ist. 
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Sonstige Immissionen sind nicht bekannt. 

2.1.2 Schutzgut Tier- und Pflanzenwelt einschl. Bestandsbewertung  

Das Änderungsgebiet ist durch die Lage am Rand des Stadtteils Troisdorf Altenrath 
und der Wald- und Heidelandschaft der Wahner Heide geprägt. Die betroffene unbe-
baute Fläche wird als Grünland bewirtschaftet. Randliche Pfade zeugen von der Nut-
zung als Hundefreilaufwiese und von der Nutzung des ausgewiesenen Reitwegs. 

Die durch die Änderung berührte Fläche wird dem Biotoptyp Fettwiese mit dem Lölf-
Code EA31 zugeordnet, der den weitaus größten Teil der zu bebauenden betroffenen 
Fläche ausmacht. In den Randbereichen der Alten Kölner Straße befindet sich ein Ge-
hölzstreifen mit Jungwuchs und mittlerem Baumholz aus Zitterpappel, Salweide, Birke, 
Stieleiche, Rotbuche, Esche, Felsenbirne und im Unterwuchs mit Ginster, Pappeljung-
wuchs, Pfaffenhütchen und Brombeere. An der östlichen Grenze zur Wohnbebauung 
befindet sich, außerhalb des Plangebietes, eine hervorzuhebende Baumgruppe von 3 
Altbäumen, Stieleiche und Hainbuchen, mit Stammumfängen zwischen 1,4 und 3,5 m. 
Diese Bäume stehen in einem Wohnbaugrundstück.  

Im FNP (2016) sind 2,34ha des Änderungsgebietes, das real als Grünland genutzt 
wird, als öffentliche Grünfläche dargestellt. Gleichzeitig ist die Fläche Bestandteil der 
Dauergrünlanderhaltungskulisse und Bestandteil des schutzwürdigen Biotops BK 
5109-005 sowie Bestandteil des Biotopverbundkorridors VB-K-5108-008 Wahner 
Heide, jedoch kein geschütztes Biotop nach § 62 LG NW (Alle Angaben: Fachinforma-
tionssystem (FIS) des LANUV, Januar 2024). 

Östlich des Änderungsgebereiches, angrenzend an die Wohnbauflächen des Rüb-
kamps, befinden sich Hausgartenflächen mit mittlerem Gehölzanteil aus Laubbäumen 
und Obstgehölzen sowie die Ausgleichsfläche des Bebauungsplans A 196, Bl. 1a, 
Neubau Feuerwehrgerätehaus“. 
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Abb. 1: Biotoptypen-Bestand im Änderungsbereich (Luftbild 2021, Stadt Troisdorf) 

Dem Änderungsgebiet ist aufgrund der heutigen Nutzung und Struktur eine insgesamt 
geringe bis mittlere Bedeutung für die Biotopfunktion zu zuordnen. 

2.1.3 Schutzgut Tierwelt und artenschutzrechtliche Belange 

Offenlandarten sind potenziell als Nahrungsgäste im Grünland möglich. Als Bruthabitat 
für Offenlandarten ist das Plangebiet aufgrund der Störungen der unmittelbar nördlich 
und östlich angrenzenden Wohngebiete und der südwestlichen Alten Kölner Straße 
jedoch schlecht geeignet. Die artenschutzrechtliche Untersuchung der Stufe I (Stadt 
Troisdorf 2015) zur Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes konnte eine Betroffen-
heit planungsrelevanter Vogelarten nicht vollständig ausschließen. Daher wurde im 
Vorfeld der Aufstellung des Bebauungsplans A 196, Bl. 1, der als Bl. 1a weitergeführt 
wurde, eine artenschutzrechtliche Untersuchung der Stufe II beauftragt, in der die 
Avifauna kartiert wurde (Gesellschaft für Umweltplanung und wissenschaftliche Bera-
tung, Bonn, Oktober 2017). Zur 3. Änderung des FNP wurde auf dieser Basis eine 
erneute artenschutzrechtliche Untersuchung erarbeitet (Gesellschaft für Umweltpla-
nung, Bonn, August 2023), die mit dem folgenden Fazit abschließt: 

„Ein Auslösen der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG durch die Ände-
rung des Flächennutzungsplans kann mit ausreichender Sicherheit ausgeschlossen 
werden, wenn in Kap. 4.3 genannten Vermeidungsmaßnahmen umgesetzt werden. 
Bezüglich der betriebsbedingten Lärm- und Lichtemissionen kann auf der Ebene der 
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FNP-Änderung keine abschließende Bewertung vorgenommen werden. Diese As-
pekte müssen im Rahmen des B-Planverfahrens bzw. der Genehmigung von Veran-
staltungen geregelt werden.“ 

Im Zuge des Parallelverfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans A 196, Bl. 1b 
wurde die o.g. Untersuchung fortgeschrieben und im Januar 2024 vorgelegt. Das er-
gänzte Fazit der Untersuchung lautet wie folgt: 

„Ein Auslösen der Verbotstatbestände nach § 44 Abs. 1 BNatSchG durch die Ände-
rung des Flächennutzungsplans und die Aufstellung des B-Plans A 196 Bl. 1b kann 
mit ausreichender Sicherheit ausgeschlossen werden, wenn in Kap. 4.3 genannten 
Vermeidungsmaßnahmen umgesetzt werden. Bezüglich der betriebsbedingten 
Lärmemissionen wird eine Abschätzung vorgenommen, die zu dem Schluss kommt, 
dass die geplante Aufstellung des B-Plans im Parallelverfahren mit der FNP-Änderung 
aufgrund der zu erwartenden Lärmemissionen zu keinen artenschutzrechtlichen Ver-
botstatbeständen führt. Die Beeinträchtigung durch Lichtemissionen wird auf der 
Ebene der B-Plan-Erstellung durch die Übernahme der im vorliegenden Gutachten for-
mulierten Vermeidungsmaßnahmen in die textlichen Festsetzungen vermieden. Es 
wird zur Erhaltung des Quartierangebots für Fledermäuse das Anbringen von Fleder-
mausquartieren an den neuen Gebäuden empfohlen. 

Die Planung ist damit in Bezug auf den Artenschutz nach § 44 BNatSchG zulässig. 
Eine weitere vertiefende Untersuchung ist nicht erforderlich.“ 

Die artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen wurden in die textlichen Festset-
zungen und Hinweise des Bebauungsplans aufgenommen. 

2.1.4 Schutzgut Boden, einschl. Altlastenbeurteilung 

Die Fläche ist ohne Versiegelung und wird bisher weitgehend als Grünland bewirt-
schaftet. 

Die Bodenart des Plangebietes ist typische Braunerde aus lehmigem Sand aus Hoch-
flächenlehm über Festgestein aus Sandstein (Bodeneinheit L5108_B731) sowie Typi-
scher Pseudogley zum Teil mit Graulehm-Relikten (Bodeneinheit L5108_S741SW2) 
aus lehmigem Sand aus Verwitterungsbildung über Festgestein aus meist Sandstein. 
Es ist davon auszugehen, dass die natürlichen Bodenfunktionen wie Filter- und Puf-
ferfunktionen gegenüber Wasser und Schadstoffen durch die landwirtschaftliche Nut-
zung nur wenig verändert sind. Der Boden besitzt eine Bedeutung als Pflanzenstandort 
und Lebensraum an sich. In der Karte der schutzwürdigen Böden wird der Bereich 
nicht bewertet (Bodeninformationssystem BK 50 des Landes Nordrhein-Westfalen- © 
Geologischer Dienst NRW, verschiedene Abfragen, zuletzt am 23.01.2024 im Geopor-
tal NRW unter https://www.wms.nrw.de/gd/bk050? ).  

Das Änderungsgebiet liegt im Bereich mit möglichen, im oberflächennahen Bergbau 
begründeten, Einwirkungen auf die Tagesoberfläche. Nordwestlich und nördlich des 
Plangebietes des Bebauungsplans A 196 Blatt 1b befinden sich mehrere Eingänge 
(Tagesöffnungen) zur ehemaligen Grube "Versöhnung". Im Rahmen des Bebauungs-
planverfahrens wurde in Abstimmung mit der Unteren Bodenschutzbehörde (RSK) die 

https://www.wms.nrw.de/gd/bk050
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altbergbauliche Situation gutachterlich überprüft. Bei allen Bohrungen der bergbauli-
chen Erkundung wurde durch das Geotechnische Büro Dr. Leischner GmbH (2018) 
eine natürliche, gewachsene Schichtenfolge angetroffen. Die Aufschlusstiefen der 
Bohrungen lagen zwischen 2,30m und 4,00m. Bis in 4m Tiefe ergaben sich keine Hin-
weise auf bergbauliche Aktivitäten (s.a. Begründung zum Bebauungsplan A 196, Bl. 
1b, Teil A). 

2.1.5 Schutzgut Wasser 

Im Änderungsgebiet befindet sich kein Oberflächengewässer. Das nächstgelegene 
Gewässer ist der Witzenbachsiefen, der rd. 100m südöstlich, unmittelbar hinter der 
angrenzenden Wohnbebauung entspringt. 

Die Geländehöhe beträgt zwischen rd. 108m und 116m DHHN. Die Wasserverhält-
nisse in der Wahner Heide sind durch die z.T. kleinräumig variierende Abfolge von 
Sand- und Tonschichten sowie Festgestein sehr unterschiedlich. Daher lassen sich 
über die Grundwassertiefen in Altenrath keine eindeutigen Aussagen machen. Es gibt 
keine Angaben über einen nutzbaren Grundwasserkörper. Das Plangebiet ist nicht Be-
standteil einer Wasserschutzzone. (TIM-online, Abruf unter 
https://www.wms.nrw.de/umwelt/wsg? und https://www.wms.nrw.de/gd/hk100? Abruf 
am 23.01.24) 

Gemäß § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) in Verbindung mit § 44 Landeswasser-
gesetz (LWG) ist Niederschlagswasser von Grundstücken, die nach dem 01.01.1996 
erstmals bebaut, befestigt oder an die öffentliche Kanalisation angeschlossen werden, 
grundsätzlich vor Ort zu versickern, zu verrieseln oder ortsnah in ein Gewässer einzu-
leiten. Zum Parallelverfahren des Bebauungsplans wurde die grundsätzliche Versicke-
rungsfähigkeit untersucht und die genaue Lage einer Rigole empfohlen. 

Gemäß Starkregengefahrenkarte des Abwasserbetriebes Troisdorf gibt es keine be-
sonderen Betroffenheiten des Gebietes. 

2.1.6 Schutzgut Luft und Klima 

Als Offenland-Klimatop hat das Änderungsgebiet eine Bedeutung als nächtliches Kalt-
luftentstehungsgebiet und wirkt bei hochsommerlichem Wetter als thermische Aus-
gleichsfläche für angrenzende thermisch belastete Gebiete. Die angrenzende Wohn-
bebauung mit hoher Durchgrünung und guter Durchlüftung ist jedoch nicht als Lastflä-
che zu bezeichnen. In der Karte „Regionalplanung Empfehlung“ im Klimaatlas NRW 
ist die Fläche, wie der gesamte Stadtteil Altenrath, als Bestandteil eines Kaltluftein-
zugsgebiet mit sehr hoher Priorität dargestellt ( https://www.klimaatlas.nrw.de/klima-
nrw-pluskarte, Abruf 24.01.2024). Auf der Ebene des Flächennutzungsplans wird eine 
extensive Dachbegrünung der Mehrzweckhalle festgesetzt, um die lokale Aufheizung 
an Strahlungstagen zu mindern. 

Für das Stadtgebiet Troisdorf ist kein Luftreinhalteplan erforderlich. Schädliche Immis-
sionen in der Fläche sind nicht bekannt. 

https://www.wms.nrw.de/umwelt/wsg?
https://www.wms.nrw.de/gd/hk100
https://www.klimaatlas.nrw.de/klima-nrw-pluskarte
https://www.klimaatlas.nrw.de/klima-nrw-pluskarte
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2.1.7 FFH- Verträglichkeit -Schutzgut Landschaft 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb von Landschafts- oder Naturschutzgebieten. 
Die Fläche liegt in Nachbarschaft, durch die Landesstraße 84 getrennt, zum Vogel-
schutzgebiet DE-5108-401 Wahner Heide, das westlich an den Ortsrand von Altenrath 
grenzt und hier Flächengleich mit dem FFH-Gebiet DE-5108-301 Wahner Heide ist. 
Im Rahmen der 3. Änderung des Flächennutzungsplans und der Aufstellung des Be-
bauungsplans A196 Bl. 1b wurde untersucht, dass die Ausweisung einer Gemeinbe-
darfsfläche und die Umsetzung der Planung keine Auswirkungen auf die angrenzen-
den FFH-Lebensräume haben (FFH - Verträglichkeits-Vorprüfung zur 3. Änd. des FNP 
im Parallelverfahren mit der Aufstellung des Bebauungsplans A 196, Bl. 1b, - Ersatz-
bau Mehrzweckhalle Altenrath –, Stadt Troisdorf Januar 2024). 

Die Fläche liegt umgeben vom Landschaftsplan 15 des Rhein-Sieg-Kreises, der die 
Ortslage von Altenrath ausspart, aber als Hinweis in der öffentlichen Grünfläche eine 
Hundefreilauffläche vorsieht. 

Das Ortsbild, bzw. das Landschaftsbild wird durch Gebäude am Ortsrand, Einzel-
bäume und Grünland geprägt. Gemäß dem offenen Charakter Plangebietes kann es 
auch als "Parklandschaft“ bezeichnet werden. 

2.1.8 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 

Westlich des Planungsgebietes liegt die Grube Versöhnung, in der ab 1835 nach Kup-
fer, Zink, Blei, Nickel, Schwefel und Kobald gegraben wurde. Daher ist in dem Bereich 
ein vermutetes Bodendenkmal eingetragen (Az51092001-0) Die Außenstelle Overath 
des LVR-Amtes für Bodendenkmalpflege im Rheinland hat in Abstimmung mit der 
Stadt Troisdorf eine archäologische Sachverhaltsermittlung (Sondagen) durchgeführt, 
bei der keine bodendenkmalpflegerisch relevanten Befunde aufgedeckt wurden. Kon-
krete Hinweise auf die Existenz von Bodendenkmälern liegen für das Plangebiet nicht 
vor. 

Im wirksamen FNP ist der Änderungsbereich im Umfang von 2,34 ha als öffentliche 
Grünfläche dargestellt. Eine Gestaltung der öffentlichen Grünfläche ist bisher nicht er-
folgt. In der Realnutzung wird der unbebaute Bereich als landwirtschaftliche Fläche, 
hier Grünland genutzt.  

Parallel zur Alten Kölner Straße verläuft eine Produktenfernleitung.  

2.1.9 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Bei den Wechselwirkungen wird das Zusammenwirken der einzelnen Umwelt-Schutz-
güter betrachtet. Der Mensch ist im dicht besiedelten Raum dabei Hauptwirkfaktor auf 
die übrigen Schutzgüter. Durch die landwirtschaftliche Nutzung, hier Grünland, kann 
sich die natürliche potenzielle Vegetation, hier Wald nicht entwickeln. Entsprechend 
kann die Fläche nur von diesem Lebensraum angepassten Tierarten genutzt werden. 
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2.2 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchführung 
und Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Änderung sind die im Folgenden aufgeführten Umweltaus-
wirkungen in der Fläche nicht zu erwarten. Im Vorfeld der Planungen wurde im Innen-
bereich des Ortsteils Altenrath ein Standort geprüft. Im Ergebnis ist die zu erwartende 
Lärmbelästigung durch den Betrieb und die zugehörige Stellplatzanlage der Mehr-
zweckhalle für das angrenzende vorhandene Wohngebiet erheblich. Dazu kommt, 
dass die Flächen im Ortskern von Altenrath nicht im benötigten Umfang zur Verfügung 
stehen. Bei Nichtdurchführung der Änderung ist davon auszugehen, dass der Betrieb 
der Mehrzweckhalle im Stadtteil Altenrath den heutigen Anforderungen nicht mehr 
nachkommen kann, bzw. eingeschränkt bleiben muss.  

2.2.1 Schutzgut Mensch 

Sowohl im Fall der Durchführung, als auch im Fall der Nichtdurchführung bleiben der 
vorhandene Wanderweg sowie der Reitweg bestehen und funktionsfähig.  

Mit der 3.Änderung des FNP und dem Bebauungsplan A 196, Bl. 1b im Parallelverfah-
ren kann den aktuellen Anforderungen an eine moderne Mehrzweckhalle für die Ein-
wohner des Stadtteils Altenrath nachgekommen werden. 

Bereits Anfang 2013 wurde ein „Schalltechnisches Prognosegutachten“ zu verschie-
denen Standorten einer Mehrzweckhalle und eines Feuerwehrgerätehauses von Gra-
ner & Partner Ingenieure erarbeitet. Für den Standort Alte Kölner Straße/Heidegraben 
favorisiert dieses Gutachten aus immissionsschutzrechtlichen Gründen die Erschlie-
ßung von der Alten Kölner Straße (L 84), und nicht vom Kreisverkehr Heidegraben/Alte 
Kölner Straße, da hier das Wohnhaus Heidegraben 38 unmittelbar betroffen wäre. 

Aufgrund von geänderten Rahmenbedingungen (Realisierung des Feuerwehrgerä-
tehauses, geplanter Anschluss an die Alte Kölner Straße) wurde 2023 ein aktualisier-
tes Schallgutachten vorgelegt. Das Gutachten der Firma Graner & Partner Ingenieure 
kommt zu dem Ergebnis, dass die Planung im Einklang mit den Anforderungen an den 
Schallimmissionsschutz erfolgt. Nachteilige Auswirkungen auf den Menschen, hier die 
unmittelbaren Nachbarn sind somit auszuschließen. 

2.2.2 Schutzgut Tier- und Pflanzenwelt - Biotope 

Die Lage der Fläche für Gemeinbedarf wurde so gewählt, dass in der Folge der Verlust 
oder die Beeinträchtigung von Altbäumen vermieden wird. Es wird davon ausgegan-
gen, dass die Überbauung und Versiegelung in der dargestellten Fläche maximal 60% 
beträgt. In der Folge wird auf der Ebene des Flächennutzungsplans die öffentliche 
Grünfläche um 0,78ha verringert. Es verbleiben 0,91ha öffentliche Grünfläche und 
0,65 ha Fläche für landschaftspflegerische Ausgleichsmaßnahmen. Wie der detaillier-
ten Ermittlung des Kompensationsbedarfes, hier das „Verfahren zur Überprüfung von 
Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen bei Eingriffen in die Biotopfunktion“ (Fröh-
lich/Sporbeck 1991) auf der Ebene des Bebauungsplans zu entnehmen ist, reicht die 
Ausgleichsfläche nicht aus, um alle Eingriffe in die Biotopfunktion und in den Boden 
auszugleichen. Daher sind darüber hinaus zugeordnete Biotopwerteinheiten aus ei-
nem anerkannten Ökokonto zu erwerben. 
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Nach Umsetzung aller im Bebauungsplanverfahren entwickelten Maßnahmen gilt der 
Eingriff in die Biotopfunktion und in den Boden als ausgeglichen. 

2.2.3 Schutzgut Tiere und artenschutzrechtliche Belange 

Die artenschutzrechtliche Untersuchung (Gesellschaft für Umweltplanung, Bonn, Au-
gust 2023) kommt zu folgendem Ergebnis.  

„Unter Berücksichtigung der konzipierten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen 
ist das Vorhaben im Hinblick auf artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nach § 44 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3 BNatSchG in Zusammenhang mit § 44 Abs. 5 BNatSchG als zulässig 
zu bewerten.“  

Mit der zukünftigen Überbauung des Grünlands geht der Offenlandlebensraum für die 
daran angepassten Tierarten verloren. Durch die geplante Biotopaufwertung des vor-
handenen Grünlands, die auf der Ebene des Bebauungsplans konkretisiert wird, wird 
auch das Nahrungsbiotop für Offenlandarten und Ubiquisten aufgewertet. 

2.2.4 Schutzgut Boden  

Infolge der Umsetzung des Bebauungsplanes wird der Boden in der Fläche für Ge-
meindedarf zukünftig zu rund 60 % befestigt oder versiegelt.  

Im Rahmen der Aufstellung des Bebauungsplans A 196, Bl. 1b im Parallelverfahren 
zur 3. Änderung des FNP wurde der Eingriff in die Bodenfunktionen und der erforder-
liche Ausgleich ermittelt. Dabei wurde das quantitative Bilanzierungsmodell „Quantifi-
zierende Bewertung von Eingriffen in Böden im Rahmen der Bauleitplanung“ Heraus-
gegeben vom Rhein-Sieg- Kreis, mit Stand vom November 2018, verwendet (Down-
load unter https://www.rhein-sieg-kreis.de/vv/pro-dukte/Amt_66/Abtei-
lung_66.2/195010100000012527.php). 

Die Ermittlung der Bodenkompensation ist als Anlage dem Bebauungsplan A196, Bl. 
1b beigefügt (Stadt Troisdorf, 24.01.24). Die Ermittlung kommt zu dem Ergebnis, dass 
nach Umsetzung aller biotop- und bodenkompensatorischen Maßnahmen der Eingriff 
in die Bodenfunktion als ausgeglichen gilt. 

2.2.5 Schutzgut Wasser  

Infolge der Umsetzung der Bauleitplanung sind keine Oberflächengewässer betroffen. 
Es ist davon auszugehen, dass die Deckschichten und die natürliche Bodenbeschaf-
fenheit im Allgemeinen ausreichend sind, um das Grundwasser vor Stoffeinträgen aus 
Siedlungsgeschehen und Verkehr zu schützten. Infolge der Bebauung und Versiege-
lung ist mit einer Verminderung der Regenwasserspende an das Grundwasser zu 
rechnen. Die Versickerungsfähigkeit des Bodens in der Fläche für Gemeinbedarf 
wurde gutachterlich bestätigt. 

2.2.6 Schutzgut Luft und Klima  

Infolge der Umsetzung der Bauleitplanung sind Flächen geringer Klimarelevanz durch 
Versiegelung betroffen.  
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2.2.7 FFH- Verträglichkeit und Schutzgut Landschaft 

Im Zuge der 3. Änderung des Flächennutzungsplanes im Parallelverfahren mit dem 
Bebauungsplan A 196, Bl. 1b wurde eine FFH-Verträglichkeitsvoruntersuchung erstellt 
(Stadt Troisdorf, Januar 2024), die zu dem folgenden Ergebnis kommt: 

„Infolge der Darstellung einer Fläche für Gemeinbedarf im Rahmen der Neuaufstellung 
des Flächennutzungsplanes und infolge der Umsetzung des Bebauungsplans A 196, 
Bl. 1b werden am Ortsrand von Troisdorf Altenrath die planungsrechtlichen Vorausset-
zungen für die Errichtung einer Mehrzweckhalle geschaffen. Dabei werden keine Flä-
chen der FFH-Lebensräume in Anspruch genommen. Wirkungen auf die angrenzen-
den FFH-Lebensräume sind auszuschließen.“ 

Das bebaute Gebiet des Stadtteils Altenrath liegt außerhalb des Geltungsbereichs des 
Landschaftsplans Nr. 15. Die im Landschaftsplan Nr. 15 als Hinweis dargestellte Hun-
defreilauffläche wird in der Lage und Ausgestaltung im Bebauungsplan A 196, Bl. 1b 
konkretisiert. Entsprechend sind keine zu erwartenden Konflikte mit den Zielen des 
Landschaftsplanes zu erwarten. 

Im Zuge der Umsetzung der Bauleitplanung rückt der Ortsrand an die Alte Kölner 
Straße heran. Durch Erhalt von prägenden Einzelbäumen und die Stellung des Ge-
bäudes, wird der Ortsrand neugestaltet. 

2.2.8 Schutzgut Kultur-und sonstige Sachgüter 

Weder Boden- noch Baudenkmäler sind nach derzeitigem Kenntnisstand durch die 
Planung betroffen. 

Zusätzlich zur Darstellung von öffentlicher Grünfläche tritt teilweise die vergrößerte 
Darstellung der Fläche für Gemeinbedarf und teilweise die Darstellung einer land-
schaftspflegerischen Ausgleichsfläche. 

Der Bereich der Produktenleitung parallel zur Alten Kölner Straße und des zugehöri-
gen 10 m breiten Schutzstreifens bleibt durch die konkretisierende Darstellung im Be-
bauungsplan zukünftig, bis auf die erforderliche Zufahrt, die daher maximal 25 breit 
sein darf, frei von Bebauung und frei von Gehölzpflanzungen. 

2.2.9 Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern  

Infolge der Umsetzung der Bauleitplanung ist von einem weitgehenden Vegetations-
verlust in den Flächen und von erheblichen Versiegelungen des Bodens auszugehen. 
Dadurch geht Lebensraum für Pflanzen und Tiere verloren und die Filter- und Puffer-
funktionen des Bodens, sowie die Regenwasserspende an das Grundwasser werden 
eingeschränkt. Gleichfalls können in der Folge Veränderungen des Mikroklimas auf-
treten, sodass kleinräumig über den eigentlichen Verlust an Lebensraumfläche auch 
darüber hinaus Lebensräume für Tiere und Pflanzen verändert werden können. Zur 
Vermeidung und Verminderung nachteiliger Auswirkung werden auf der Ebene des 
Bebauungsplans entsprechende Hinweise gegeben und Festsetzungen getroffen. 
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2.3 Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich 
der nachteiligen Auswirkungen 

2.3.1 Maßnahmen zur Vermeidung und Verminderung  

Die folgenden Hinweise zu Vermeidungsmaßnahmen ergeben sich aus der arten-
schutzrechtlichen Untersuchung zur 3. Änderung des FNP (Gesellschaft für Umwelt-
planung, Bonn, August 2023):  

 Vermeidungsmaßnahme 1a – bau-/ rückbaubedingt: Bauzeitpunkt – Optimierung Vögel 

Die Beseitigung der Vegetation/ Boden und vorbereitende Maßnahmen müssen außerhalb der 
Brut- und Aufzuchtzeit wildlebender Vogelarten d.h. außerhalb des Zeitraumes 1. März bis 30. 
September stattfinden. Bei einer Vorhabenumsetzung im Zeitraum 1. März bis 30. September 
sind die im Winter geräumten bzw. gerodeten Flächen bis zum Beginn der Inanspruchnahme 
durch geeignete Maßnahmen vegetationsfrei zu halten, damit sich keine Brutvögel darauf an-
siedeln (z.B. Freischneiden, Grubbern, Mulchen, keine Anlage bzw. Entfernen von Holzmieten 
vor dem 1. März). 

 Vermeidungsmaßnahme 1b – bau-/ rückbaubedingt: Rodungs-/ Rückbauzeitpunkt – Op-
timierung Fledermäuse 

Die Rodung von Bäumen mit Rindenstörstellen sollen innerhalb der Winterruhezeit von Fleder-
mäusen d.h. zwischen Anfang Dezember und Ende Februar erfolgen. Alternativ kann eine 
Baum-/ Gebäudekontrolle im Rahmen einer Ökologischen Baubegleitung durchgeführt werden 
(vgl. V2). Durch die zeitliche Begrenzung wird vermieden, dass in Einzel-/ Zwischenquartieren 
ruhende Individuen gestört und/ oder verletzt werden (v.a. Männchenquartiere) und damit der 
Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG (unmittelbare Gefährdung von Individuen) 
eintreten kann. 

 Vermeidungsmaßnahme 2 – bau-/rückbaubedingt 

Ökologische Baubegleitung: Falls die Umsetzung der vorbereitenden Maßnahmen innerhalb 
des Zeitraumes 1. März bis 30. September bzw. bis Anfang Dezember stattfinden soll, ist vorab 
eine Ökologische Baubegleitung einzurichten (vgl. Maßnahme V1a und V1b), die sicherstellt, 
dass Individuen sowie Fortpflanzungs- und Ruhestätten von europäischen Vogelarten und Fle-
dermäusen rechtzeitig identifiziert und geschützt werden können. Die Kontrolle erfolgt zeitnah 
vor Beginn der Bauarbeiten durch einen Fachmann. 

 Vermeidungsmaßnahme 3 - anlagebedingt: Verbauung von Vogelschutzgläsern 

Um Vogelschlag zu vermeiden sind großflächige Verglasungen zu vermeiden. (vgl. SCHMID, 
H., W. DOPPLER, D. HEYNEN & M. Rössler (2022): Informationsblatt „Vogelfreundliches 
Bauen mit Glas und Licht“. 2., überarbeitete Auflage. Schweizerische Vogelwarte Sempach. 65 
S.). Insbesondere sind folgende Vorgaben zu beachten: 

 Der Außenreflexionsgrad sämtlicher Glaselemente ist auf max. 15 % zu reduzieren.  

 Sollten großflächige Verglasungen vorgesehen werden, sind Glasscheiben mit Markie-
rungen der Kategorie „hoch wirksam“ nach RÖSSLER (RÖSSLER, M. & DOPPLER, 
W. (2022): Vogelanprall an Glasflächen – Geprüfte Muster. Folder der Wiener Umwelt-
anwaltschaft, 5. Auflage) bzw. SCHMID et al. 2022 (s.o.) zu verwenden 
 

 Vermeidungsmaßnahme 4 – bau-/ betriebsbedingt: Vermeidung unnötiger Lichtemissio-
nen 
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Der Baustellenbetrieb sollte möglichst in den taghellen Stunden ohne Ausleuchtung der Bau-
stelle erfolgen. Bei einer evtl. erforderlichen Beleuchtung der Baustelle ist darauf zu achten, 
dass die Beleuchtung möglichst zielgerichtet ohne Abstrahlung nach oben oder in die umliegen-
den Freiflächen und Gebüsch- und Waldbereiche erfolgt.  

Da es sich um den Bau einer Mehrzweckhalle mit Veranstaltungen bis in die Nachtstunden 
handelt und das Feuerwehrgerätehaus auch ggf. nachts beleuchtet wird, sollten bei der Be-
leuchtung der geplanten Anlagen die folgenden Grundsätze eingehalten werden (vgl. SCHMID 
ET AL, 2022):  

 Einsatz von künstlichem Licht nur dort, wo es notwendig ist 

 Minimierung von Beleuchtungsdauer und –intensität 

 abgeschirmte Leuchten mit geschlossenem Gehäuse 

 Verhinderung der Abstrahlung über die Horizontale 

 Oberflächentemperatur unter 60°C 

 Bei Abstrahlungen Begrenzung des Lichtkegels auf das zu beleuchtende Objekt; 
vorzugsweise Beleuchtung von oben 

 Verwendung von Bewegungsmeldern 

 Verbot von Lasern und Reklamescheinwerfern 

 Verwendung insektenfreundlicher Leuchtmittel, die möglichst wenig Strahlung im kurz-
welligen und UV-Bereich des Farbspektrums abstrahlen 

 Einsatz von Natrium-Niederdrucklampen, Natrium- Hochdrucklampen oder warmwei-
ßen LEDs (z.B. schmalbandige Amber oder PC Amber LED, Lichtfarbe <= 2.700 Kelvin, 
besser <= 2.400 Kelvin). 

 Vermeidungsmaßnahme 5 – bau-, anlagenbedingt - Erhaltung des Quartierangebots für 
Zwergfledermäuse 

Da es angrenzend im Plangebiet einen Quartierverdacht für Einzel- bzw. Zwischenquartiere für 
Zwergfledermäuse gibt, sollten am Neubau künstliche Fledermaus-Sommerquartiere für Zwerg-
fledermäuse integriert werden. Als künstliche Quartiere eignen sich z.B. Fassadenquartiere, wie 
sie u.a. von der Firma Schwegler angeboten werden (z.B. wartungsfreie Fledermaus-Wand-
schalen oder Fledermaus-Fassadenröhren). Es wird empfohlen mindestens 2 * 2 Quartiere un-
terschiedlich exponiert gemäß den Empfehlungen des Herstellers anzubringen. 

Die genannten Maßnahmen sind die Grundlage für die Hinweise und Festsetzungen 
auf der Bebauungsplanebene. 

2.4 Unvermeidbare Auswirkungen und deren Ausgleichbarkeit  

Infolge der Umsetzung der Bauleitplanung kommt es durch Überbauung und Versie-
gelung zu einem dauerhaften Biotop- und Bodenverlust. In der 3. Änderung des FNP 
wird daher im Umfang von 0,65 ha eine „Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft“ dargestellt. Im parallel erarbei-
teten Bebauungsplan A196, Bl. 1b wird dort die Extensivierung der Grünlandfläche 
festgesetzt. 

Wie die detaillierte Ermittlung des Kompensationsbedarfs auf der Ebene des Bebau-
ungsplans A 196, Bl. 1b zeigt, ist die Fläche nicht ausreichend um den Biotop- und 
Bodenverlust zu kompensieren. 

Das ökologische Defizit aufgrund des Eingriffs in der Fläche für Gemeinbedarf, das 
nach Umsetzung der Ausgleichsmaßnahme und nach der Umsetzung der öffentlichen 
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Grünflächen verbleibt, ist durch den Erwerb von ökologischen Werteinheiten (Öko-
punkte) nach Sporbeck/Ludwig aus dem interkommunalen Ökokonto Sülz-Agger-Aue 
oder einem vergleichbaren anerkannten Ökokonto ausgleichbar. 

Der Eingriff in die Bodenfunktion aufgrund des Eingriffs in der Fläche für Gemeinbedarf 
ist durch den zusätzlichen Ankauf von Biotopwerteinheiten (nach Sporbeck / Ludwig) 
aus dem interkommunalen Ökokonto Sülz-Agger-Aue unter der Federführung des Ag-
gerverbandes ausgleichbar. 

2.5 Darstellung der wichtigsten geprüften anderweitigen Lösungsvorschläge 

Im Vorfeld der Planungen wurde im Innenbereich des Ortsteils Altenrath ein Standort 
geprüft. Im Ergebnis ist die zu erwartende Lärmbelästigung durch den Betrieb einer 
Mehrzweckhalle und der zugehörigen Stellplätze für das angrenzende vorhandene 
Wohngebiet erheblich. Dazu kommt, dass die Flächen im Ortskern nicht im benötigten 
Umfang zur Verfügung stehen. Zu der Lage der nun geplanten Fläche für Gemeinbe-
darf gab es kaum unterschiedliche Planungen. Innerhalb der Fläche gab es verschie-
dene Varianten zur Stellung des Gebäudes.  

3 Geplante Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkun-
gen, Zusammenfassung 

Die Durchführung der vorgesehenen Ausgleichsmaßnahme erfolgt durch das städti-
sche Amt für Umwelt- und Klimaschutz, Abteilung Grünflächen in Abstimmung mit der 
Biostation Rhein-Sieg. Die Einhaltung der zulässigen Flächeninanspruchnahme und 
der aus Artenschutzgründen erforderlichen Bauweise erfolgt im Rahmen der bauauf-
sichtlichen Verfahren. 

3.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der technische und sonstige Ver-
fahren bei der Umweltprüfung, Darstellung der Schwierigkeiten bei der Zu-
sammenstellung der Angaben  

Die Prüfung erfolgte auf der Grundlage der Auswertung der zur Verfügung stehenden 
Umweltdaten, Stellungnahmen der Fachbehörden, der Fachgutachten zum Lärm-
schutz, der Fachgutachten zu Baugrund und Hydrogeologie, der artenschutzrechtli-
chen Untersuchung der Stufe I der Gesellschaft für Umweltplanung (Bonn August 
2023) und einer eigenen Biotoptypenkartierung des betroffenen Bereiches.  

3.2 Allgemeinverständliche Zusammenfassung  

Mit der vorliegenden 3. Änderung des FNP wird die Erweiterung der Fläche für Ge-
meinbedarf um 0,78ha ermöglicht, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für 
den Bau einer Mehrzweckhalle am Ortsrand des Stadtteils Altenrath zu schaffen. In 
der Folge sind erhebliche Auswirkungen auf die Schutzgüter Boden, Wasser und Tiere 
und Pflanzen zu erwarten. 

Nachteilige Auswirkungen auf die Schutzgüter sind durch die im Parallelverfahren des 
Bebauungsplans A 196, Bl. 1b konkretisierten Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnah-
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men ausgleichbar. Das sind die Entwicklung und dauerhafte Pflege einer Extensiv-
wiese, der Ankauf von ökologischen Werteinheiten (nach Sporbeck/Ludwig) zum Aus-
gleich in die Biotopfunktion und der Ankauf von ökologischen Werteinheiten zum Aus-
gleich des Eingriffs in die Bodenfunktion. Unter Beachtung der Vermeidungsmaßnah-
men zum Artenschutz sind gleichfalls artenschutzrechtliche Verbotstatbestände ver-
meidbar. 
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Betreff: Flächen für Schrebergärten/Kleingartenvereine 
hier: Antrag DIE LINKE Fraktion vom 30. März 2022 aus dem Rat vom 26.04.2022 
verwiesen 
 
Mitteilungstext: 
Der Antrag der Fraktion DIE LINKE vom 30. März 2022 wurde am 26.04.22 im Rat 
behandelt und in den zuständigen Ausschuss für Stadtentwicklung und 
Denkmalschutz verwiesen. Beantragt wird: 
- mindestens ein geeignetes städtisches Grundstück für die Nutzung durch einen 

Kleingartenverein zur Verfügung zu stellen  
- alternativ entsprechende Grundstücke zu erwerben. 

 
1. Flächen für Kleingärten 

Die Suche nach entsprechenden Flächen erfolgt als Daueraufgabe in 
Zusammenarbeit des Liegenschaftsamtes mit dem Stadtplanungsamt. Bei der 
Auswahl einer geeigneten Fläche für die Nutzung durch einen Kleingartenverein 
müssen folgende Kriterien herangezogen und bewertet werden: 
 

Mindestgröße 3 -7,5 ha 

Erreichbarkeit  Die Entfernung für Fußgänger sollte nicht 
weiter als 500 bis 1500m betragen 

Verkehrsanbindung / Erschließung   Gute Anbindung an ein Radwegenetz 

 Um Kfz-Verkehre zu vermeiden, ist die 
Nähe zu ÖPNV-Haltestellen zu 
berücksichtigen.  

Städtebauliche Einbindung   Angebot an Stadtteile mit verdichteten 
Wohnverhältnissen 

 In Ergänzung zu anderen öffentlich 
zugänglichen Grünflächen, wie 
Parkanlagen, Sportanlagen, Spielplätzen, 
Friedhöfen etc. 

Umweltsituation  Freiheit von Lärm und sonstigen Immissionen 

Bodeneignung Grundsätzlich ist jeder natürliche Boden 

TOP-Nr.: Ö  14TOP-Nr.: Ö  14
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geeignet. Historische Schwermetall-
belastungen sind an einigen Stellen in der 
Stadt möglich. Ggf. Bodenaustausch für 
integrierte Spielflächen 

Schutzgebiete  Auf der Basis eines abgestimmten 
Bebauungsplans ist eine Kleingartenanlage 
auch im Landschaftsschutzgebiet möglich.  

Erweiterungsmöglichkeiten Erweiterungsmöglichkeiten sollen von Anfang 
an mitgedacht werden, z.B. für weitere Gärten, 
Spielflächen, Gemeinschaftsanlagen, die 
Pflanzung von schattenspendenden 
Großbäumen oder für den nachträglichen Bau 
eines Vereinsgebäudes 

 
Die im Kleingartenbedarfsplan der Stadt Troisdorf aus dem Jahr 1997 genannten 
Kenngrößen können nach wie vor zur Abschätzung des Bedarfs herangezogen 
werden. Eine Kleingartenanlage sollte demnach bis zu 150 Parzellen aufweisen. 
Dabei sollten die Parzellengrößen zwischen 150 und 400 qm liegen, um den 
Bedürfnissen älterer und jüngerer Menschen, Einzelpersonen oder Familien mit 
Kindern nachzukommen. Dazu kommen Flächen für Wege, 
Gemeinschaftseinrichtungen und Stellplätze. Das entspräche einem Flächenbedarf 
von rd. 7,5 ha (Quelle: Kleingartenbedarfsplan der Stadt Troisdorf 1997).  
In der Praxis zeigt z.B. der Kleingartenverein Oberlar mit einer Fläche von rund 3 ha 
und 80 Parzellen, dass diese Größe gut geeignet ist, um eine Kleingartenanlage mit 
Gemeinschaftseinrichtungen zu betreiben. 
 
Die Begründung des Flächennutzungsplans der Stadt Troisdorf (2016) fasst im 
Kapitel 8.8.4 auf den Seiten 218 und 219 den im Wesentlichen immer noch aktuellen 
Sachstand zu den Dauerkleingärten zusammen. Die Flächendarstellungen wurden 
für diesen Sachstandsbericht hinzugefügt: 
„Drei Dauerkleingartenanlagen mit Vereinen bestehen in Oberlar (Landgrafenstraße), 
Troisdorf-Mitte (In der Maikammer) und im Stadtteil Rotter See (Uckendorfer Straße. 
Sie umfassen eine Gesamtfläche von ca. 8,84 ha in 205 Parzellen. Sie verfügen über 
Vereinshäuser und sind eingezäunt. Während der Tageszeit stehen die Hauptwege 
durch die Anlagen auch Besuchern offen. [...] Weitere Kleingärten kommen sehr 
verstreut im gesamten Stadtgebiet in unterschiedlicher Ausprägung und Größe 
vor.(Freiraumentwicklungsplan zum Flächennutzungsplan, RMP Stephan Lenzen 
Landschaftsarchitekten, Bonn, 30.03.2012, S. 21). … Die bestehenden 205 Parzellen 
decken nach den einschlägigen Studien zur Bedarfsermittlung von Kleingärten den 
Bedarf in Troisdorf nur unzureichend. Danach bestünde ein vier- bis fünffach höherer 
Bedarf, der sich jedoch in der Vergangenheit so nicht als Nachfrage gezeigt hat. So 
hat sich seit Aufstellung des Kleingartenbedarfsplanes (1997) die Parzellenanzahl 
nicht wesentlich verändert. In den Nachbarstädten liegt die Kleingartenversorgung 
auf ähnlich niedrigerem Niveau, abgesehen von Siegburg, das eine deutlich bessere 
Versorgung aufweist.  
Im Kleingartenbedarfsplan wird die Schaffung einer weiteren Kleingartenanlage mit 
mindestens 50 Gärten empfohlen und der zusätzliche Gesamtbedarf auf 100 Gärten 
geschätzt. Der Flächenbedarf pro Garten beträgt brutto 500 qm, sodass mit einem 
Flächenbedarf von 2,5 bis 5,0 ha zu rechnen ist.“ 
In Friedrich-Wilhelms-Hütte ist hinter der Fritz-Erler-Straße im Schutz des im Bau 
befindlichen 12 m hohen Lärmschutzwalls an der Bundesautobahn A 59 im 



Seite - 3 - 

bisherigen Flächennutzungsplan eine Grünfläche für eine Dauerkleingartenanlage 
dargestellt, die 63 Gärten aufnehmen sollte. 

 
Fläche A : Im Bebauungsplan H184, 2. Änd. festgesetzte Kleingartenfläche, rot 
umrandet 
 
Vor dem Hintergrund eines erheblichen Wohnbedarfs wird inzwischen die zentral 
gelegene Fläche als geeigneter angesehen. Im Zuge der beabsichtigten 
städtebaulichen Entwicklung beiderseits der A 59 auf den Flächen der TroPark 
GmbH sollen die kommunalen Planungsvorstellungen bis zu einer Übereinstimmung 
mit den Zielen der Regionalplanung offengehalten werden. Die bisherige Darstellung 
mit der Zweckbestimmung Dauerkleingartenanlage an der Fritz-Erler-Straße ist 
deshalb dort zugunsten einer allgemeinen Grünflächendarstellung ohne 
Zweckbestimmung aufgegeben worden.  
Der Kleingartenbedarfsplan hatte neben Friedrich-Wilhelms-Hütte als tragfähige 
Stadtteile für eine Kleingartenanlage Troisdorf-Mitte, Spich und Sieglar ermittelt. Es 
wurden dort geeignete Suchbereiche gefunden. Als neuer Standort für eine 
Kleingartenanlage ist für die Neuaufstellung des Flächennutzungsplanes eine 
geeignete Fläche von ca. 3 ha Größe für rd. 60 Parzellen zwischen Lülsdorfer Straße 
und Niederkasseler Straße im Suchbereich Spich des Kleingartenbedarfsplanes 
berücksichtigt worden, die günstige Voraussetzungen aufweist (Standort „D“ des 
Kleingartenbedarfsplanes). Sie liegt relativ zentral im Siedlungsbereich des Stadtteils 
Spich, einem Bedarfsschwerpunkt mit erheblichen Geschosswohnungsbauanteilen, 
der bisher noch über keine Kleingartenanlage verfügt.  
Die Fläche befindet sich größtenteils in Privateigentum. Die Darstellung als 
Planzeichen dient daher zunächst eher einer langfristigen Standortsicherung, um 
über die verbindliche Bauleitplanung die eigentumsrechtlichen 
Durchführungsvoraussetzungen zu schaffen.“ 
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Fläche B: Im FNP (2016) dargestellte Kleingartenfläche, kein Bebauungsplan 
vorhanden 
 
Für die Fläche B muss vor Umsetzung noch Planungsrecht geschaffen werden. 
Bereits an dem Punkt sollte feststehen, welcher Verein die Anlage betreiben soll, 
welche Ausprägung die Anlage haben soll und wer die Planungs- und Baukosten 
übernimmt.  
 
 
2. Flächen für Mietgärten 

Im Stadtgebiet gibt es seit einigen Jahren zwei Mietgarten-Projekte, die in 
Zusammenarbeit mit landwirtschaftlichen Betrieben umgesetzt werden und auch im 
Jahr 2024 fortgeführt werden: 
https://www.gartenglueck.info/gartenglueck-troisdo.283.0.html  
https://www.meine-ernte.de/shop/gemuesegarten-mieten-in-troisdorf/ 
 
Nach Auskunft des landwirtschaftlichen Betriebes, der in Eschmar die Mietgärten in 
Zusammenarbeit mit „Gartenglück“ vorbereitet, gab es zwar in dem sehr trockenen 
Sommer 2022 unterschiedliche Auffassungen der „Mieter*Innen“ über die 
Verwendung des zur Verfügung gestellten Gießwassers, aber davon abgesehen, 
laufe das Modell Mietgarten gut.  
 
Wie eine Organisatorin von Meine Ernte mitteilte, ist schon eine Fläche von 2500-
3000 qm ausreichend, um 10-20 Mietgärten einzurichten. Bauliche Anlagen wie 
Schuppen oder ortsfeste Zäune sind dabei nicht zulässig. Es ist etwas Aufstellfläche 
für Wasserbehälter vorzuhalten. Die Anfahrt, bzw. Stellflächen für Kfz sind temporär 

https://www.gartenglueck.info/gartenglueck-troisdo.283.0.html
https://www.meine-ernte.de/shop/gemuesegarten-mieten-in-troisdorf/
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zu regeln. 
Das Modell der Mietgärten hat den Vorteil, dass der Landwirtschaft keine Flächen 
entzogen werden. Zur Durchführung ist weder ein Planverfahren erforderlich noch die 
Zustimmung der Unteren Naturschutzbehörde. Falls das Interesse an Mietgärten 
wieder abnimmt, sind keine Rückbauten erforderlich und die Flächen gehen wieder 
unmittelbar in den landwirtschaftlichen Betrieb ein. 
 
3. Verfügbarkeit von Flächen 

Es werden der Stadt Troisdorf regelmäßig kleinere (2000-3000qm) 
landwirtschaftliche Flächen zum Kauf angeboten, die durch das Liegenschaftsamt in 
enger Zusammenarbeit mit dem Stadtplanungsamt auch auf die Eignung für 
gärtnerische Nutzung im oben genannten Sinn geprüft werden. Tatsächlich gab es 
eine Fläche, die für das Mietgartenmodell aufgrund der Größe und Lage gut geeignet 
war. Der Verkäufer hat jedoch sein Angebot zurückgezogen, nicht zuletzt auch, weil 
die Stadt nicht mehr als den Bodenrichtwert zahlen kann. Größere oder 
zusammenhängende geeignete Grundstücke wurden in den vergangenen Jahren 
nicht angeboten.  
 
Ein geeignetes Grundstück für Kleingärten oder Mietgärten ist zurzeit nicht im 
Eigentum der Stadt Troisdorf. 
 
 
Die Verwaltung nimmt die Suche als Daueraufgabe auch zukünftig weiterhin war. 
 
 
In Vertretung 
 
 
 
___________________________ 
Walter Schaaf 
Technischer Beigeordneter  
 
 
 
 
 



Stadt Troisdorf 
Der Bürgermeister 

Eing. 3 0,  März 2022 

DIE LINKE Fraktion Im Rat der Stadt Troisdorf Kölnerstr. 176, 53840 Troisdorf 

An die Stadt Troisdorf 

Der Bürgermeister 

Kölner Str. 176 

53840 Troisdorf 

Mit freundlichen Grüßen 

• 

Sven Schlesiger 
o 

DIE LINKE. 
Fraktion im Rat der Stadt Troisdorf 

Sven Schlesiger 

Fraktionsvorsitzender 
Die Linke Fraktion im 

Rat der Stadt Troisdorf 

Kölner Str. 176 

53840 Troisdorf 
Telefon 02241 / 900789 

sven.schlesiger@dielinke-

 

troisdorf.de 
www.dielinke-troisdorf.de 

VR-Bank Rhein Sieg eG 
IBAN: 
DE18370695201600934011 

BIC: GENODED1RST 

Troisdorf, den 30.03.22 

Antrag an den Rat 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister, 

Die Nachfrage nach Schrebergärten in Troisdorf ist groß. 

Auskünften der Troisdorfer Kleingartenvereine zufolge sind jedoch in deren Anlagen keine freien 
Parzellen zu vergeben. Interessierte müssen teilweise trotz beitragspflichtigem Vereinsbeitritt auf 
unbestimmte Zeit mit einem Wartelistendasein vorliebnehmen. 

Gerade während der Lockdowns im Rahmen der Covid19-Pandemie hat sich deutlich gezeigt wie 
problematisch dies sein kann, wenn Familien keinen eigenen Garten oder Rückzugsort haben, der 
zur Erholung genutzt werden kann oder die Kinder ungestört im Freien spielen können. 

Dies sind nur einige unter vielen Vorzügen eines Gartens. 

Abhilfe kann hier jedoch auch ohne einen eigenen Hausgarten geschaffen werden. Zum Bespiel 
durch das Pachten einer Kleingartenparzelle. Meistens zu durchaus erschwinglichen Preisen. 

Beantragt wird deshalb: 

- mindestens ein geeignetes städtisches Grundstück für die Nutzung durch einen 
Kleingartenverein zur Verfügung zu stellen 

- alternativ entsprechende Grundstücke zu erwerben. 

HEZ.s-/Ausschuss-/  Bürger-L-arILL•agt -3!' 
federführendes DezernatlArnt 
(Vorlagenerstelte.r) 

sonstige beteiligte Dez./Ämter 
(Z4liungnafirne an federführendes Amt) 

st. folgenden  OE  's z.K. 

Ausschuß/Rat (Schriftführung) 

TOP-Nr.: Ö  14TOP-Nr.: Ö  14
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